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Die Landesdelegiertenkonferenz fordert die Landesregierung Baden-Württemberg, insbesondere das 

Verkehrsministerium, sowie die GRÜNE Landtagsfraktion dringend auf, dem Landtag einen Gesetzesentwurf 

vorzulegen, der die Rechtsgrundlagen dafür schafft, dass Städte und Gemeinden sowie Stadt- und 

Landkreise eine Abgabe zur (Teil-)Finanzierung des von ihnen organisierten ÖPNV erheben dürfen. 

 

 

 

  

 

 

  


